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Nr. 


Preußen. 
0. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 

67. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (12. Zuni). 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find gefüllt. Am Miniſtertiſch der 
Finanzminiſter v. Bodelſchwingb, Geh.⸗Rath Mölle, Miniſter v. Selchow. 

Präſident Grabow macht Mittheilung von den Beſchlüſſen des Herren⸗ 
hauſes in —— Sitzung vom 10. d. M. 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Schlußberathung über 
ten Antrag des Abg. Wachsmuth und Ge ſoſſen, betreffend den Prozeß 
gegen den Abg. Dr. Joh. Jacoby. Der Referent Abg. Klotz und Corre⸗ 
lee Aßmann beantragen: „Das Haus der Abgeordneten wolle bes 
chließen: 1) Auf Grund des Art. 84 Alinea 4 der Verfaſſung verlangt das 
Haus der Abgeordneten, daß das gegen den Abgeordneten für Berlin, Dr, 

acoby, bei dem k. Ober⸗Tribunal in der Nichtigkeits⸗Inſtanz anhängige 

trafverfahren über eine in der Wahlmänner⸗Verſammlung des zweiten 
berliner Wahlbezirks am 13 Nov. 1863 gehaltene Rede für die Dauer der 
gegenwärtigen Sitzungs⸗Periode aufgehoben werde. 2) Das Präſidium des 
Haufes der Abgeordneten wird beauftragt, dieſen Beſchluß der k. Staatsre⸗ 
gierung mitzutbeilen.“ 

Beide Referenten motiviren gleichmäßig den Antrag, der Ref. Aßmann 
mit dem ausdrücklichen Zuſatz, daß das Haus ſich für jeden einzelnen Fall 
dieſer Art feine Entſcheidung vorbehalte. Der Antrag wird einſtimmig ge⸗ 
nehmigt. 
beg fat der Bericht der Budget Commiſſion, betreffend die Feſtſtellung 

des Etats pro 1865. Ref. iſt der Abg. Reichenheim. 

Die Budget⸗Commiſſion batte auf Antrag des Referenten mit 18 gegen 
7 Stimmen den Staatsbaushalts⸗Etat pro 1865 nach Maßaabe der bisher 
vom Haufe gefaßten Beſchlaſſe genehmigt und das Etals⸗Geſetz in folgender 
Geſtalt angenommen: in Einnahme auf 151,505,653 Thlr., in Ausgabe und 
zwar im Ordinarium auf 134.774,20 Tblr. (darunter künftig wegfallend 
1,160,218 Thlr.), im Extraordinarium auf 9,138,817 Thlr. Summa der 
Ausgaben 143,913,545 Tylr. - 

Die Minorität der Commiſſion war für Ablehnung des Etats⸗Geſetzes 
und hatte der Abg. v. Hoverbeck die Ablehnung beantragt. Er führte 
aus, daß das Haus verfaſſungsmäßig berechtigt ſei, den durchberathenen 
Etat im Ganzen abzulehnen und daß man von dieſem an ſich extremen 
Mittel in außerordentlichen Zuſtänden Gebrauch machen müſſe. Seit An⸗ 
fang der Seſſion und vollends nach der neuerdings im Auftrage des Staats, 
ministeriums vom Kriegsminiſterium verleſenen Erklärung ſei keine Ausſicht 
auf ein Zuſtandekommen des Etats vorbanden geweſen. Das Miniſterium 
babe direct erklärt, daß es ſich den Beſchlüſſen des Hauſes nicht fügen werde. 
Da es in folder Weile gegen die Verfaſſung handle, könne man unmöglich 
die Ermächtigung ertheilen, die Ausgaben des Staates für ein Jahr zu lei⸗ 
ften. Das Ctatsgeſetz habe aber gerade die Bedeutung, dem Miniſterium 
das Mandat zu geben, die Verwaltung nach Maßgabe des Etats zu führen. 
Von anderer Seite wurde hinzugefügt, daß das vorgeſchlagene Etalsgeſetz 
den ſebr erheblichen Ueberſchuß von etwa 7% Millionen Thlr nachweiſe: 
es erſcheine aber nicht gerechtfertigt, die gegenwärtigen Steuerzahler mit 
dieſer Summe zu Gunſten der künftigen zu belaften. Andere Mitglieder 
nahmen das Recht der Ablebnurg in Anſpruch, glaubten jedoch nicht, daß 
es politiſch rathſam ſei, in letzter Stunde dieſen äußerſten Schritt zu thun. 

Der Berichterſtatter Abg. Reichenheim: Wenn der Etat nicht zu 
Stande kommt, ſo iſt die Schuld lediglich auf die Regierung zu wälzen, die 
Landesvertretung konnte nicht anders handeln, als ſie gehandelt hat, und 
wenn die Geidicte mit wahrheitsgetreuem Griffel die Reſultate dieſer Seſſion 
in ihr Buch eintragen wird, ſo wird die Mehrheit dieſes Hauſes, als ſich im 
Recht befindend dargeſtellt werden. Wir machen uns der Verſtümmelung 
der Armee nicht ſchuldig, wenn wir ihr die Organiſation erhalten wollen, 
die fie in der glorreichen Zeit von 1813 beſaß; aber die Regierung hat den 
andern Zweck, dieſe Verſammlung zu einer berathenden herabzuſetzen, und 
ihre Erklärungen proklamiren den nackten, klaren Abſolutismus; mit ihrer 
Auslegung des Art. 109 wird das oberſte Recht der Lendesvertretung zu 
Grabe getragen, während doch, wer andere Beſtimmungen trifft, als die in 
der Verfaſſung enthaltenen, ſich nicht nur einer Verfaſſungsverletzung, fon: 
dern eines Verfaſſungsbruches ſchuldig macht. Die Mitglieder der Regie 
rung ſind mit ihrer Perſon und ihrem Vermögen ſür alle nicht bewilligten 
Ausgaben verantwortlich. Es lag mir, als Berichterſtatter, die Frage nabe, 
ob die Regierung geneigt ſei, über die Verwendung des Ueberſchuſſes von 
7% Mill. Thlr. mit dem Haufe zu cooperiren, aber nach den Erklärungen 
des Miniſtertiſches erſchien dieſe Flage überflaſſig. Der einzig denkbare 
Compromiß war die Auflöſung des Hauſes, eine Neuwahl deſſelben obne 
Beeinfluſſung von irgend welcher Seite, und wenn dieſelbe Majoritätwiederkehrte, 
der Rücdtritt des Miniſteriums. Es ift dies der einzige Weg, dem Lande 
die Ruhe wiederzugeben, deren es bedarf und es feiner großen Miſſion ent⸗ 

egenzuführen. 

0 een Pic u. es, das Etatsgeſetz in der von uns befchlofienen Geſtalt 

anzunehmen und nicht die Wege des Herrenhauſes zu wandeln. Die Bewilli: 

gung iſt unſere Stärke, an ihrer Wiederkehr wird das Miniſterium und das 

Syſtem ſcheitern, welchem es dient. Durch die Ablehnung würden wir in 

ſeine Fahrſtraße gerathen und ihm den größten Gefallen thun, indem wir 

feine mala fides in eine bona fides verwandeln. Mein und des Landes Ret: 
tungsanter bleibt die eine Wahrbeit: Recht wird doch Recht bleiben und das 
wird fesch her, wenn auch nicht in ganz kurzer Zeit. Beifall.) 

Die allgemeine Discuſſion wird eröffnet. Für den Antrag der 
Bubdgetcommliſſion auf Annabme des Etatsgeſetzes melden ſich zum Wort die 
Abg. Tweſten, Waldeck, Gneiſt, Schulze (Berlin), Freſe, Meibauer, v. Forden: 
deck und Michaelis. Dagegen: Dr. Jacoby, von Mitſchke⸗Collande, 
v. Blanckenburg, Wagener, v. Saucken (Tarputſchen), Krieger (Goldap), von 
Hoverbeck, Hoppe, Hübner, Lasker. | : 

g. Jacoby: M. H.] Wenn ich die Reden mir bergegenmärtige, bie 
bier in dieſem Haufe ſeit Jahr und Tag gehalten worden find, wenn ich die 
verdammenden Urtheile erwäge, die Sie, m. H., über dies Miniſterium Tag 
für Tag ausgeſprochen haben, ſo erſcheint mir die Verwerfung des Staats⸗ 

. als eine noihwendige Conſequenz, als die einzig und allein 
olgerecbte, ſolchen Reden und ſolchen Urtbeilen entſprechende That. Ich für 
mein Theil habe, wie Sie wiſſen, ſchon in der vorigen Seſſion far die Ber: 
werfung des Elatsgeſeßes geſtimmt, ich werde auch beute, boffentlich nicht 
vereinzelt, ein Gleiches thun. Ich kann mich unmöglich dazu verſtehen, Gel 
der des Staates Miniftern anzuvertrauen, die obne Ruckſicht auf die Be 
ſchluſſe der Landesvertretung nach ihrem eigenen, willkürlichen Ermeſſen über 
dieſe Gelder verfügen, ja die ſo ar ausdrücklich mit nackten Worten auf eine 
wahrhaft boͤhniſche Welſe die Erklärung abgeben, fie würden auch in Zukunft 

o eigenmächtig verfahren. M. H.! Einem Miniiterium, deſſen Regierungs⸗ 
8 nach meiner Ueberzeugung die rechtlichen und ſittlichen Grundlagen des 
Staates auf das Tieſſte erſchättert. das einer Anklage auf Verfaſſungsbruch 
und Eidbruch nur dadurch entgeht, daß es zur Zeit noch an der geſetzlichen 
Regelung des Strafverfahren für dies Verbrechen fehlt (ſahr wahr ), einem 
ſolchen Miniſterium kann ich nun und nimmermehr durch Bewilligung irgend 
welcher Mittel meine Unterftügung gewähren. 

Es iſt mir einge vendet worden, eine Verwerfung des gesammten Etats 
ſei nur dann von proctiſchem Nutzen, wenn man im Voraus die Ueberzeu⸗ 
gung bat, daß eine allgemeine Steuerverweigerung von Seiten der Bürger 
eine unmittelbare Folge dieſes Beſchluſſes ſein werde. a m. H., mag 
jeder Einzelne im Staate dies mit feinem politiſchen Gewiſſen abmachen. 
Ich, m. 8. babe die ſeſte Ueberzeugung, daß es nicht blos das Recht, ſon⸗ 
dern auch die Pflicht eines conftitutionellen Bürgers ift, einer jahrelang fort: 
nejepten budgetlofen, verfaſſungswidrigen Regierung, der ie geſetzliche Voll: 
macht zur Erhebung der Steuern fehlt, keine Steuern weiter zu zahlen. Ich 
balte es ebenſo für eine Pflicht des Abgeordneten — wenigſtens für mich 
ift es eine Pflicht den Bürgern mit feinem Beiſpiele voranzugehen. Wo 
es ſich aber, m. H. um eine jolde Gewiſſenspflicht handelt, da konnen Grunde 
der Klugheit, der Zweckmäßigkeit, da kann die großere oder geringere Aus» 
ſicht auf ht end einen Erfolg, keinerlei beftimmenven Einfluß auf mich aus⸗ 
üben. Nach feiner politiſchen Bildung, nach feinem ſittlichen Charakter ver⸗ 
dient das preußiſche Volt eine beſſere Regierung, und eben, weil es eine 
beſſere Regierung verdient, daber kann und wird es die miniſterielle Willkür⸗ 
benrſchaſt, dieſe wahrbafte Miniſter⸗Anarchie, nicht gleigmäihin, thatlos 
ertragen. Gehen wir nur, m. H, mit Wort und That dem Volke voran, 
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x 
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dann, aber auch nur dann, werden wir das Volk hinter uns haben. 
(Bravo links.) 

Abg. Tweſten (für den Commiſſions⸗Antrag): Ich bin aus praktiſchen 
Gründen für die Commiſſion. Man muß ſich die Frage vorlegen: wird 
Etwas durch die Ablehnung des Antrags erreicht? und das muß man ver⸗ 
neinen. Unſer politiſches Leben wird nicht nach einzelnen Verfaſſungspara⸗ 
graphen, ſondern nach realen Machtverbältniſſen geregelt, und wir dürfen 
unſererſeits nichts thun, um jener unvernünſtigen Reaction, von der der 
Minifterpräfident geſprochen, Vorſchub zu leiſten. Wenn wir bei unſerem 
Zuſammentreten erwogen hätten, ob es zweckmäßig und politiſch ſei, 
den Etat nochmals zu berzthen, dann wäre ein ſolcher Beſchluß vielleicht bes 
deutſam und jedenfalls berechtigt. Dagegen lag gerade beim Beginn der 
Seſſion die Sache ſo, daß nicht jede Hoffnung auf Verſtändigung geſchwun⸗ 
den ſchien; die Erfolge der Regierung auf dem politiſchen Gebiet machten es 
ihr leicht, Conceſſionen zu gewähren, und der Wanſch nach Beſeitigung des 
Conflicts ließ es glaublich erſcheinen, daß man in verfaſſungsmäßige Wege 
einlenken werde. Später blieb uns nichts übrig, als den alten Beſitzſtand 
der Armee⸗Organiſation vom Jahre 1859 zu vertheidigen und die Reorgani⸗ 
ſationskoſten abzuſetzen. Man hat uns vorgehalten, dies ſei der Standpunkt 
bloßer Negative, und geſagt, wir kämen aus dieſer Negative nicht heraus. 
Die Negative aber iſt ja eben Sache der Oppoſition, von ihr kann man nicht 
verlangen, daß ſie die Regierung unterſtützt, und der anomale Zuſtand liegt 
nur darin, daß bei uns die Oppoſilion dauernd in der Majorität iſt. (Sehr 
richtig) Unſere Stellung in der Militärftage war von der Nothwendigkeit 
geboten. Wenn durch dieſelbe unzweifelhaft war, daß ein Budget nicht zu 
Stande kommen würde, jo dürfen wir ans doch nicht ſagen laſſen, daß wir 
die Schuld des Nichtzuſtandekommens wogen. Warum ſollen wir dem Geg⸗ 
ner damit die Waffe gegen uns in die Hand geben? Ich meine, es iſt ein 
politiſcher Fehler, wenn wir das Budget ablehnen, und da ich nicht für 
Etwas ſtimmen mag, wovon ich nicht wünſchte, daß es die Majorität er⸗ 
lange, ſo ſtimme ich für den Commiſſions⸗Antrag. (Beifall.) . 

Abg. v. Mitſchke⸗Collande (gegen den C. A.): Das Haus iſt dies⸗ 
mal noch weiter gegangen als jemals vorher. Es hat feine früheren Prin⸗ 
cipien verlaſſen, es hat Cinnahme⸗Poſitionen erhöht, obwohl die Einnahmen 
doch auf beſtimmten Grundsätzen und Fraclionsberechnungen beruhen. Ebenſo 
hat es einzelne Ausgabe ⸗Poſitionen erhöht und andere geſtrichen, ohne 
welche kein Miniſterium, welcher Partei es angehören mag, dem Etat, wie 
er vorliegt, feine Zuſtimmung geben kann. Sie haben die Fonds für Preſſe 
und herr geſtrichen, ja ſogar die Zulagen zu den Gehältern der Beamten! 
Was mich aber ſchmerzlich berührt, das iſt, daß Sie nicht einmal den Vers 
ſuch gemacht haben, durch Bewilligung einer beſtimmten Summe die Beſeiti⸗ 
gung des Con flictes anzubahnen, die durch die gänzliche Streichung der Kos 
ſten der Reorganiſation unmöglich iſt. Der Präſident des Hauſes hat den 
aus Schleswig⸗Holſtein heimkehrenden Truppen den Dank des Hauſes aus⸗ 
geſprochen: wie ſtimmt es damit, wenn daſſ lde Haus die beimgekehrten Mes 
aimenter aus dem Etat vollſtändig ſtreicht? Ich bitte Sie deshalb, gegen die 
Vorlage der Commiſſion für die der Regierung zu ſtimmen. 

Abg. Waldeck (für den Comm.⸗Antrag): Was mich zu einigem Beden⸗ 
ken gegen den Etat veranlaſſen könnte, ift zweierlei: 1) Mir ſetzen eine Ein⸗ 
nahme von 151 Millionen und eine Ausgabe von 143 Millionen feſt; da 
muß ſich dem Volke die Frage aufdrängen, warum greift das Haus die Ein⸗ 
nahmen um ſo viel höher, als die Ausgaben? Dem unbefangenen Menſchen 
die Gründe dafür zu entwickeln, if nicht fo leicht. Sie wiſſen, daß von die⸗ 
ſer Seite beantragt wurde, von einzelnen Steuern, namentlich von der Ge⸗ 
baͤudeſteuer, ca. 3 Millionen abzuſetzen, und daß die Mehrheit von einem 
Standpunkt aus, den ich nicht für gerechtfertigt halte, dieſen Antrag nicht 
genehmigte. Findet aber meine Anſicht im Haufe keine Annahme, jo unters 
verfe ich mich der Majorität und halte mich bei der Feſtſtellung der ganzen 
Summe für verpflichtet, für die Beſchlüſſe der Majorität zu flimmen, bon 
der Anſicht geleitet, daß fie die Geſinnung des Landes repräfentirt, 2) Weit 
wichtiger — und ich habe alle meine Kräfte aufgeboten, daß es nickt geſche⸗ 
hen möge — iſt die Erhohung des Etats im Extraordinarlum. Eine ſehr 
geringe Majorität hat fie beſchloſſen, und weder die Regierung noch das 
Herrenhaus hat es nach meiner Anſicht noͤthig, fie ſich gefallen zu laſſen. 
Dieſer Zuſatz kann wieder geſtrichen werden, Und auch in ſo fern kann ich 
dart kein Hi derniß für meine Abſtimmung über den ganzen Etat finden. 
— Wären aber die Theorien des Vorredners und feiner Freunde richtig, fo 
würde es eine Lächerlichkeit ſein, wenn einer von uns noch hier auf dieſen 
Bänken ſäße. Es hätte dann keine ohnmächtigere, eninerbtere und nichts⸗ 
würdigere Oppoſillon gegeben, als viele. Mit ſolchen Grundſätzen können Sie 
den Namen der Conſervativen oder der Feudalen nicht tragen, denn in den 
landſtändiſchen Verfaſſungen hat die Ariſtokratie oft zum Vortheil des Lan⸗ 
des ſeine Steuerkraft gegen die Anſprüche der Monarchie vertheidigt. 

Wenn Sie aber immer nur mit der Regierung, ihren bureaufcatiiden 
und militäriſchen Neigungen gehn, jüc welche letzteren Sie 11 5 ein ſehr 
reeles Intereſſe haben müſſen, ſo haben Sie auch auf den Namen der feu⸗ 
dalen Partei keinen Anſpruch mehr, und Sie mogen zuſehn, wo Sie einen 
andern Namen finden. (Heiterkeit) Daß ein Compromiß im Etat zur Ld⸗ 
ſung des Conflicts geführt hätte, glaude ich nicht. Das vermag nur die 
offene ehrliche Wahrheit. Der Abg. Jacoby empfiehlt uns nun, wie der Vor⸗ 
redner und das Herrenhaus, die Ablehnung des Etatsgeſetzes. Aus dieſem 
Zusammentreffen ſchlilße ich, daß in dieſer Ablehnung doch etwas praktiſch 
nicht ganz Richtiges fein muß, und werde darin beftärkt, weil man uns von 
gegneriſcher Seite fortwährend ſagt: wir müßten confequent fein und die 
Steuern verweigern; wenn nicht, wären wir Eunuchen oder ſonſt fo etwas. 
(Heiterkeit) Ich will in keiner andern Poſition wirken, als in der eines 
Mitgliedes dieſes Hauſes, und ſehe nicht ein, wo unſete Ausſichten bleiben, 
wenn das Haus feine Majorität verliert. Unbewußt arbeiten die, die in der 
Preſſe, gewiß in guter Abſicht, uns biefen Rath ertheilen, der Reaction in 
die Hände. Unſere Pflicht iſt es, dem Volke nicht einzureden, als wäre die 
Verwerfung des Etats eine fo große Maßregel: es iſt viel entſchiedener, 
wenn wir nur den Theil derwerfen, der den Conflict hervorgerufen hat, und 
wenn wir die Hand auf die offene Wunde ſeines Urſprung legen. Die Ab⸗ 
lehnung des Etats hätte nicht das mindifte Reſultat. 

Gewiß haben wir das Recht dazu, aber bei der Anwendung eines Rechtes 
muß man ſich doch immer fragen, ob fie recht und gut iſt. Der Beſiz des 
Rechtes ſchließt nicht die Pflicht ein, es unbedingt zur Anwendung zu brin⸗ 
gen. Es iſt auch geſagt worden, wir hätten von Anfang an die Berathung 
des Etats verweigern ſollen. Sie wiſſen, ich habe dieſem Antrage fofort 
widerſprochen und bereue es wahrhaſtig nicht. Man hätte es thun können, 
aber es wäre weiter nichts als eine Arbeitsverweigerung geweſen, ein Ber: 
fahren, ſcheinbar ähnlich dem der Demokratie im Jahre 1849, nur mit biel 
geringerem Recht. Wir thun lediglich unſere Pflicht, wir berathen jedes 
Geſetz, und wenn es nützlich und gut iſt, ſo nehmen wir es an. Sich von 
dem Standpunkte der Nützlichkeit zu entfernen, iſt eine Täuſchung. In Eng⸗ 
land ift die Verwerfung des Etats ein Miltel, ein Miniſterium zu entfernen, 
und dies Mittel ift in dieſem Jahrhundert nur einmal angewendet oder viel⸗ 
mehr angedroht worden, als Hume den Antrag ſtellte, daß das Parlament 
die Verwaltung der Steuern übernehmen ſolle und dadurch das Miniſterium 
zu Falle brachte. Bei uns handelt es ſich nicht um die Perſonen, die am 
Miniſtertiſche ſizen, ſondern um die Erwerbung des verfaſſungsmäßigen 
Rechtes. Bei uns ift die Frage, ob der Abſolutismus oder der Conſtitulio⸗ 
nalismus derrſchen foll, und wir wollen verhindern, daß ſich nicht ein Dritter 
einmiſche, der Scheinconſtitutionalismus. 

Unffuchtbar iſt unſere Wirkſamkeit nicht. Ich täuſche mich nicht, wenn 
ich Inge: Die fünfmonatlihe Seſſion war eine ſehr fruchtbare. Das Volk 
bat die Wahrheit gern von dieſer Stelle aus gehört, zumal die Preſſe in 
mancher Beziehung verhindert iſt, Ne auszuſprechen Run iſt geſagt worden, 
dieſem Miniſterum, welches die Verfaſſung ſo ſehr verletzt, dürſe man keine 
Ermächligung zu Ausgaben ertheilen. Daran liegt mir aber außerordentlich 
wenig, wer die Ausgaben macht — das kann einer ſein, der mit in anderer 
Hinſicht nicht genehm iſt; aber daran liegt mir viel, daß er die Einnahmen 
nicht hat, denn dann kann er die Ausgaben nicht machen. (Heiterkeit. ) eber 
die Steuerverweigerung ift ſeit dem Beſchluß der Nationalverfammlung viel 
geredet worden und der Herr Minifter v. Selchow hat fie unter allen Um⸗ 
ſtänden und für jeden Staat ein Verbrechen genannt. Als Wellington 1832 
der Reformbill Widerſtand leiftete, hingen an den Häufern der größten 
Städte Englands, in Mancheſter und u e Tafeln mit der Inſchrift: 
Hier werden keine Steuern mehr gezahlt! ar dies ein Verbrechen? Das 
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Sechsundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 
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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Erhalten 1 auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
mm 


1 
Han den übrigen Tagen zweimal erſcheint. b g 


Dinstag, den 13. Juni 1865. 


Volk ſchlug den in England unfehlbaren Weg zu einer Reform ein. Wit 
können dies Mittel nicht anwenden, weil uns Freiheiten und Rechte zu ſeiner 
Durchfübrung durchaus fehlen, wir können daher als vernünftige Männer 
einer ſolchen Provokation niemals zuſtimmen. So etwas delretirt man ni 
ſondern wir haben das Volk zu erziehen, fein Bewußtſein zu wecken, fo 

wir önnen. Zu dieſem Zweck ſtreichen wir die Koſten für die Reorganiſa⸗ 
tion, und damit dieſer Strich nicht verdunkelt werde, ſtreichen wir den übri⸗ 
gen Etat nicht. Thäten wir das, ſo würden wir dem Herrenhauſe ganz 
gleich ſtehen und das wollen wir nicht. Ich bitte Sie deshalb, den Etat 
anzunehmen. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. v. Blanckenburg (gegen den Commiſſions⸗Antrag): Will uns 
der Abg. Waldeck den Namen „Feudale“ nicht mehr geben, h werden wir 
ſuchen müſſen, über dieſen Schmerz wegzukommmen. Ich habe nicht die Ab⸗ 
ſicht, mich in den häuslichen Streit über die Budget⸗Theorien zu miſchen, 
den die Herren drüben unter ſich abmachen mögen. Es bat fi in ihm die 
Parteiverſchiebung wunderbar geſtaltet: es iſt ein Streit derjenigen Mitglie⸗ 
der, die mit ihrer Oppoſilion bis an den tiefen Graben gehen, den Stock 
in der Hand und nicht ſpringen, und derer, die gut ſpringen. (öeiterkeit.) 
Ich will nur fagen, warum wir Ihrem Budget unſere Zuſtimmung nicht 
geben können: es iſt uns zu ſchlecht componitt für das Staatsminiſterium, 
und für das Budget, welches Sie verwerfen, halten Sie das Staatsmini⸗ 
ſterium für zu ſchlecht componirt. Wir glauben mit dem Abg. Tweſten, daß 
wir zur Ablehnung des Budgetentwurfes berechtigt find, Mit dem Abg. 
1 glaube ich ſehr leicht ferlig zu werden. Die von ihm gebrauchten 

usdrücke „Verfaſſungsbruch“, „Eidbruch“, überlaſſe ich dem Abg. d. d. Heydt 
als neue Motive für ſeinen Antrag. (Oho!) Wir glauben nicht, daß dieſe 
Art der Discuſſion die für das Land beilfame iſt. Aber der Abg. Jacoby 
hat das Verdienſt, die Frage auf den richtigen Weg gebracht zu haben. Et 
jagt: das Volk verdient ein beſſeres Minifterium und wird es erhalten, wenn 
nur feine Abgeordneten vorangehen. Ween Sie glauben, daß das Volt das 
thun werde, was Sie wollen, jo fordere ich Sie auf, damit i 
Einſtweilen nehme ich Act davon, daß die Majorität dies noch cht be⸗ 
liebt, und ich erſtaune, daß der Abg. Waldeck die Vertretung der heutigen 
Demokratie an den Abg. Dr. Jacoby abgegeben bat. Die Demokrate hat 
geſagt, daß ſie mit ihrer Vergangenheit nicht brechen will, und folglich handle 
es ſich hier nicht um eine Rechts⸗, ſondern um eine Machtfrage. a 
kann die Lage nicht beſſer charakteriſiren, als indem ich einige rte aus 
einer älteren Rede des Abg. Gneiſt citiren, welche vollſtändig beſtätigen, was 
der Abg. Jacoby heute gejagt hat. Er ſagte bei irgend einer Militärdebatte: 
„Die Pbaſe, in der ein bloßer Miniſterwechſel den Staat aus dieſem Zur 
ſtande herausziehen könnte, iſt vorüber, wir ſtehen vor ganz andern Even⸗ 
tualitäten, die durch die factiſchen Dispofitionen der Regierung herbei eführt 
ſind. Dieſe haben uns dahin gebracht, daß wir einem Vernichtungskampfe 
entgegengehen u. ſ. w.“ Das iſt daſſelbe, was an einer andern Stelle ge⸗ 
ſagt wurde: wir befinden uns in einem Kampfe der Hohenzollern mit dieſem 
Hauſe. Geſtatten Sie mir, daß ich mich einſtioeilen auf Seite der Hohen⸗ 
zollern halte. (Bravo rechts.) \ 

Abg. Dr. Gneiſt: Der erfte Grund der Minorität ift aus den jüngſten 
Erklärungen des Kriegs⸗ und des Finanzminiſters entnommen, nach welchen 
die Staatsregierung direct erklärt, daß ſie ſich den Budgetbeſchlüſſen dieſes 
Hauſes nicht fügen werde. Allein das Verletzende in dieſen Erklärungen 
liegt in ibrem ſonſtigen Inhalt. n Bezug auf das Budgetreckt hat ſchon 
der Miniſterpräſident bei feinem erſten Erſcheinen in dieſem Hauſe eine eben 
fo probocirende Erklärung abgegeben. Uebechaupt ſind die Worte, mit denen 
dies geſchieht, das Germgere, die Handlungen das Stärkere. Die ftärkfte 
Wortertlärung kann die Rechte die s Hauſes nicht ſchwerer verletzen, als die 
Handlungen dieſes Miniſteriums in den Jahren 1 1864. Verantwortlich 
find die Miniſter für das, was fie gethan haben und thun werden in der 
willtarlichen Verfügung über die Staats mittel gegen die Beſchlüfſe des Hauſes. 
Nicht verantwortlich ſind ſie für bloße Aeußerungen deſſen, was ſie thun 
wollten, jo lange dies nicht wirklich geſchieht. Ich kann alſo nicht anerkennen, 
daß hier überhaupt ein Nodum vorliegt, noch weniger anerkennen, daß ſolche 
bloße Worterklärungen für die Beſchlüſſe dieſes Hauſes beſtimmend ſein ſoll⸗ 
ten. Der zweite Grund der Minorität geht dahin: das Herrenbaus habe die 
Beſugniß, das ganze Budget zu verwerfen, folglich ſtehe bafjelbe Recht auch 
dem Abgeordnetenhauſe zu. Dieſer Schluß wird wobl richtig fein. Aber 
das Recht, im Ganzen zu verwerfen, iſt in dieſem Falle das geringere Recht, 
das Recht dagegen, die einzelnen Poſilionen des Haushalts zu ändern nach 
dem pflichtmäßigen Ermeſſen dieſes Hauſes, iſt das ſtärkere Recht. 

Nachdem das Haus davon Gebrauch gemacht, den Etat fo geſtaltet bat, 
wie er nach dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Haufes fein ſoll, jo enthielte 
rie nachträgliche Verwerfung des Ganzen nur einen Verzicht auf unſer ſtär⸗ 
keres Recht. Wir würden unſern Antheil an der Budgetſtellung ſelbſt auf 
einen rechtlichen Nothbehelf redueiren; denn es ift nur ein rechtlicher Noth ⸗ 
behelf, nach welchem die 1. Kammer das Budget verwerfen kann, um zu ver⸗ 
hindern, daß durch die Budgetbeſchlüſſe der 2. Kammer das berfofliungsmäßtge 
Recht der 1. Kammer und das Landesrecht alterirt werde. Wir würden durch e 
ſolches Verfahren unſer volles Recht, auf das Budget poſitiv und nega 
einzuwirken, zu einer bloßen Regative herabſetzen. Die dritte Vorausſezung 
der Minorität ift, daß unfere Budgetſtellung ein Vertrauensvotum für das 
Miniſterium enthalte. Es iſt dies wiederum ein willkährlicher Gebrauch oder 
vielmehr ein Mißbrauch des vieldeutigen Wortes „Vertrauen svotum.“ Unſere 
Budgelfeſtſtellung bedeutet nichts, als daß wir gewiſſe Quanta der Staats⸗ 
ausgaben für geſetzlich nothwendig, andere Summen für herkömmlich und 
angemeſſen erachten. Zu dieſer Prüfung ſind wir vem Lande berufen und 
dazu verpflichtet. Nicht richtig dagegen iſt die Auffaſſung, daß dies Haus, 
ehe es an das Budget geht, zu erwägen habe, ob es überhaupt mit dieſen 
Miniſtern verhandeln will. Es würde darin ein directes Beſtätigungsrecht 
der Miniſter durch beide Häuſer des Landtages liegen, und nicht blos dies 
Haus, fondern auch das Herrenhaus würde damit ein directes Veto gegen 
die Perſon eines jeden Miniſters erhalten. Ein ſolches Recht iſt aber weder 
in unſerer Verfaſſung, noch in irgend einer Verfaſſung enthalten oder gemeint. 

Ein Mißtrauen des Hauſes gegen die Verwa ungs⸗Grundſäze eines * 
Miniſteriums kann und wird allerdings die Stellung jeder Staatsverwal⸗ 4 
tung weſentlich erſchweren; aber ein Recht des Hauſes, durch feine Budget: - 2 
Beſchluͤſſe den Miniftern direct das Exequatur zu ertbeilen oder zu verwei⸗ 
gern, exiſtirt nicht, und diejenigen, die es behaupten, werden dafür keine 
andere Autorität finden, als ihre eigene Meinung. Eben deshalb halte ich 
auch für irrig die Vorausſetzung, daß der Erfolg einer bloßen Budget 
Verweigerung ein ſtärkerer und wirkſamerer fein werde, als die Seftftelumg 
der einzelnen Poſten. Da das Verwerfungsrecht im Ganzen das u . 
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iſt, fo wird auch fein Erfolg nur der geringere fein. Wenn das Haus j 
lich ſechs Millionen neuer und willkürlicher Ausgaben ſtreicht, und das Mir 5 
niſterium ſolche dennoch verwendet, fo entſteht eine jehr wirkſame elvilrecht⸗ 0 
liche Verantwortlichleit, die nach einem Miniſterwechſel ſofort durch eine 
einfache fiscaliſche Si beim Stadtgericht geltend gemacht werden kann 
Eine Klage auf 150 Millionen oder 600 Millonen iſt dagegen practiſch 

für ſich illuſoriſch; fie iſt aber auch rechtlich in einem folgen Umfange gar 
nicht zu begründen. Denn indem das Haus ein Mia im Ganzen ver⸗ 
wirft, berzichtet es ſelbſt darauf, die Grenzen zwiſchen geſetzlichen und unge 
ſezlichen, nothwendigen und willkürlichen, gebilligten und gemißbilligten 
Ausgaben zu bezeichnen, und macht die Liquidation eines jeden künftigen 
Anſpruches unmöglich. Analoge Gründe gelten für die ſtrafrechtliche 
Verantwortlichkeit der Miniſter, welche dann jede feſtzuſtellende Grenze 


verliert. e 
Die vermeintlich kraftvolle Maßregel der Bndgetverweigerung an dieſer 
Stelle wäre alſo in Wirklichkeit eine Enthebung der Miniſter, ſowohl von 
ihrer rechtlichen, als auch von ihrer moraliſchen und politiſchen Verantwott⸗ 
lichkeit, und dies iſt doch wobl auch der Erfolg, den die mancherlei Anreizun⸗ 
en von Seiten unferer Gegner zu einem ſolchen Beſchluß im Auge haben. 
n jedem Falle würde das Haus und feine Majorität durch ſolchen Beſchluß 
in eine ſchwere Inconſequenz verfallen, und die durchaus berechtigte Stellung, 
welche es feit 1862 eingenommen bat, ſelbſt desavouiren. Unſere Stellung 
beruht darauf, daß wir behaupten, eine vollkommen freie beſchließende Stellung 
für jeden Bud etpoften zu haben, ſoweit wir nicht gebunden find durch Landes⸗ 
geſetze, die und freilich ebenſo dauernd verpflichten, wie das Herrenhaus und 
die Winter der Krone. Dies Recht iſt uns durch die Verfaſſung ebenſo 
klar und bündig gegeben, wie in anderen ® — mit beſchließenden 
Ständen. Wäre nach der Wortfaſſung unſerer Artikel im Ernſt irgend eine 


Lücke zu finden, fo wäre für die Lüdenfucher in allen europäiihen Verfaſſun⸗ 
gen eine Lücke vorhanden. Wir behaupten, daß dies Recht beiteht und es 
100 Miniſter wegdeuten wollen. Wenn es beſteht, jo müſſen wir es aufrecht 
erhalten, und das Aufrechterhalten beſteht darin, daß man es gerade jo übt, 
wie es beſteht, und immer wiederholt übt, bis es practiſch feſtgeſtellt iſt durch 
die Beſtrafung derjenigen, die es wiſſentlich verlegten. Eine andere Feſt⸗ 

. fiellung giebt es für beſtehende Landesrechte überhaupt nicht. Ich muß des⸗ 

x halb noch einmal zurückkommen auf die Hergänge von 1862, aus welchen die 

5 heutige Situation hervorging. Der Hergang im September 1862 war kein 

5 conſtitutioneller Minifterwehtel, ſondern ein Verſuch der Verfaſſungsänderung 

1 durch das Eintreten eines Miniſterpräſidenten, der nach ſeinen bekannten 

aur c n beſchließende Stände bei der Feſtſtellung des Staatshaushalts 

gar nicht kennt. 
Es war der Verſuch, durch Miniſter mit neuen Interpretationen die bei⸗ 

PR den Häufer des Landtages aus beſchließenden Ständen zu berathenden Stän⸗ 

ben. berabzufegen, . Dieſer Verſuch iſt von uns niemals anerkannt. Wir find 

den Umdeutungen unſerer Verfaſſung geger über dabei geblieben, daß eine 
perſönliche Interpretation unſerer Verfaſſung durch Herrn v. Bismarck oder 

e Herrn v. Bodelſchwingb keinen Buchſtaben in dieſer Verfaſſung zu ändern 
£ bermag, ſowie ihr Wortſinn auch durch die Praxis feit dem erſten Tage ihres 

J Beſtehens feſtgeſtellt war. Die perſönliche Meinung des Herrn v. Bismarck 

+ iſt ſchon bei der Reviſion der Verfaſſung nicht blos von Stahl, ſondern von 
3 der großen Majorität der ſogenannten conſervativen Partei, von den Com: 
miſſionen und von dem Plenum der Reviſions⸗Kammer als Irrthum und 
Willkühr bezeichnet. Dies Verfahren des jetzigen Miniſteriums mit dem 
Budget iſt von den Miniſtern Sr. Majeſtät im Jahre 1860, 1861 und 1862 
mit den unzweideutigſten Worten der deutſchen Sprache als verfaſſungswidrig 
bezeichnet worden. Von 1850 —bis 1860 hat kein preußiſcher Staatsminiſter 
ein Wort oder eine Andeutung follen laſſen, welche das Bewilligungsrecht 
des Abgeordnetenhauſes in Zweifel zu ſtellen wagte. In keinem der beiden 
Bauer des Landtages iſt nach der Reviſion und der Beendigung der Ber: 
aſſung etwas der heutigen Auslegung Aehnliches aufgetaucht. Alle Bewilli⸗ 
gungen an neuern Steuern und neuen Ausgaben ſind 12 Jahre hindurch 
dem königlichen Regiment in Preußen in dem guten Glauben gemacht wor⸗ 
den, daß den beiden Kammern ein ſelbſtſtändiges Bewilligungsrecht zuſtehe. 
So ſind ſie gemacht, ſo ſind ſie angenommen worden. 

Der ganze Context der preußiſchen Verfaſſung kennt keine berathenden, 
ſondern nur beſchließende Kammern. Die verweigerte Zuſtimmung hat nir⸗ 
ends in unſerer Verfaſſung die Bedeutung, daß nach der Verweigerung die 
Mlaiſter das Verweigerte dennoch thun dürfen. Die Zuſtimmung der Kam⸗ 
mern zu dem Budget hat nicht blos in Deutſchland, ſondern in den euro⸗ 
päiſchen Verfaſſungen überhaupt die Bedeutung, daß verweigerte Ausgaben 
unterbleiben ſollen. Wenn die ehrliche Ueberzeugung des preußiſchen Volkes 
dafür der Regierung nicht mehr genügt, ſo kann ihr das deutſche, ja das 
europäiſche Rechtsbewußtſein ſagen, daß ihre Deutungen unwahr find. Die: 
fer Ueberzeugung gemäß muß das Haus auch ferner verfahren, um den 
Buchſtaben der Verfaſſung durch ſeine Conſequenz zur Wahrheit zu machen. 
Wir müſſen nach wie vor jeden Poſten bezeichnen, der nach unſerer Ueber⸗ 
zeugung ausgegeben werden ſoll, und denjenigen, der nicht uusgegeben wer 
den ſoll Ein Verzicht auf dieſes Verfahren würde von unſerer Seite einen 

weifel ausdrücken nicht blos an der endlichen Wirkſamkeit unſeres Rechts, 
ondeın auch an unferem Recht ſelber, — und dieſe Stelle, 7 ich, wäre 
die letzte Stelle im Lande, an welcher ein ſolcher Zweifel ausgeſprochen 
werden ſollte. Der Zweck, welchen die Minorität verfolgt, kann meines Er⸗ 
achtens nur Gegenſtand beſonderer Anträge und beſonderer Erwägungen 
fein. Die Minorität iſt, wenn ich nicht irre, an die Zeit gekommen, in 
welcher die Ableugnung unſerer verfaſſungsmäßigen Rechte, die Ausrenkung 
unſeres 4 Rechtszuſtandes an einem Punkte angelangt iſt, an wel⸗ 
chem Nichts mehr übrig iſt, als die Miniſteranklage zu erheben. 

Der Grundſatz der Miniſteranklage ſteht im Art. 61 unferer Verfaſſung 
bereits feſt. Der Gerichtshof iſt dafür verfaſſungsmäßig beſtellt. Die ſtraf⸗ 
rechtlichen Grundſätze über die Verletzung der Amtspflichten und das Ver⸗ 
fahren dabei, iſt in unſerer allgemeinen Geſetzgebung beſtimmt, und ſo lange 
anwendbar, bis ein Ausnabmegeſetz etwas Abweichendes darüber beſtimmt. 
Es fehlt nur an einem el mosmabioen Organ der Anklage, da ein ans 

eſtellter Miniſter nicht ſelbſt den Staatsanwalt beſtellen kann, der ihn in 

Anklagezuſtand verſetzt. Die deutſchen Landesherren haben indeſſen von jeher 
die Pflicht anerkannt, ſolche Lücken in der Verfolgung anerkannter Rechte durch 
Beſtellung der geeigneten Organe zu ergänzen, und die Verſagung dieſes An⸗ 
trages gilt nach deutſchem Herkommen für eine landesherrliche Rechtsverwei⸗ 

£ rung. Iſt die Minorität der, Anſicht, daß jener Außerſte Zeitpunkt gekommen 

8 it, worüber ich keinem Urtheil 4 will, ſo wäre der geeignete Antrag 
5 eine Adreſſe an die Krone auf Beſtellung eines öffentlichen Anklägers zur 

strafrechtlichen ien rng der Miniſter, wegen Verletzung ihrer Amtspflichten 
por den vereinigten Senaten des Obertribunals. Die Verſagung dieſes An⸗ 
trages würde wohl als ein genügender Grund zur Niederlegung des Mandats 
dienen können. Ich ſpreche bei dieſem Punkte nur meine perſönliche Mei⸗ 
nung aus und würde die Bedenken gegen ein ſolches Verfahren mir vorbe⸗ 
halten, wenn ein Antrag der Art vorläge. Im Namen meiner politiſchen 
Freunde aber kann ich ausſprechen, daß wir den von der Minorität der Bud⸗ 
get⸗Commiſſion geſtellten Antrag für inconſequent, ungeeignet und unwirkſam 
erachten und deshalb mit der Majorität für das vorliegende Budgetgeſetz 
ftimmen werden. (Lebbafter Beifall. Während der Rede trat ein jo beftiges, 
mit Hagelſchlag verbundenes Gewitter ein, daß die Sitzung für einige Minu⸗ 
ten unterbrochen werden mußte.) 


10 Die allgemeine Discuſſion wird geſchloſſen. 


nliche Bemerkungen. 
Abg. Dr, Jacoby: Der Abg, v. Blanckenburg hat geäußert, ich hätte 
ausgesprochen, daß es fi bier nicht um eine Rechtsfrage, ſondern um eine 
Machtfrage handle. Nun wiſſen Sie, m. H., daß ſchon früher einmal von 

’ jener Seite eine ähnliche Behauptung in Bezug auf mich gemacht worden, 
I daß ich den Verfaſſungsconflict als eine Machtfrage auffafj. Es beruht dieſe 
1 Behauptung, m. H., auf einem logiſchen Irrthum. Recht und Unrecht, Macht 
und Ohnmacht ſind allerdings begriffliche Gegenſätze, Macht und Recht aber 
keinesweges. (Sehr wahr!) Recht bleibt Recht, wie Unrecht Unrecht bleibt, 
leichviel und gen unabhängig davon, ob auf der einen oder der andern 
Seite ſich gerade für den Augenblick die phyſiſche Macht befindet. Es kann 
daher von einer Verwandlung einer Rechtsfrage in eine Machtfrage nie⸗ 
mals die Rede ſein Wenn von jener Seite von einer ſolchen Verwandlung 
geſprochen wird, ſo kann das eben nur von denjenigen geſchehn, welche das 
eee Recht des preußiſchen Volkes als ein „inneres Düppel“ 
bezeichnen, das durch die phyſiſche Macht der zeitigen Regierung zu erſtür⸗ 


² ien ei. f 
N Mir liegt eine derartige Auffaſſung fern. Ich hege vielmehr die Webers 
zeugung — und das ift gerade das Kriterium, welches unſere, die demokra⸗ 
tiſche Partei von der Partei, gegenüber prinzipiell ſcheidet —, daß Rechts⸗ 
fragen, ſei es im Privatleben, 15 es im Staalsleben, nun und nimmermehr 
durch Waffengewalt entſchieden werden lönnen, auch niemals, fo lange bie 
Weltgeſchichte beſteht, durch — entſchieden worden ſind. (Beifall.) 
dr M. H.! Wenn ich eine Verwerfung des Budgets beantrage, fo befinde ich 
8 mich vollkommen auf dem Boden des Rechtes, denn es ſteht mir das verfaſ⸗ 
2 Rd e Recht zu, den Etat zu bewilligen, oder zu verwerfen. Ebenſo 
a ſind die Bürger, wenn fie einer budgetloſen eye: die Steuern verweigern, 
in ihrem guten Rechte. Der rechtloſen Macht habe ich niemals das Wort 
geredet — mögen Andere die Verfaſſungsfrage für eine bloße Machtfrage 
halten und behaupten: Gewalt gehe vor Recht — ich habe niemals in äbn⸗ 
licher Weiſe geſprochen. Ich theile vielmehr die Anſicht des größten Poli⸗ 
titerd des Alterthums, welcher der rechtloſen Gewalt ein für allemal das 
Urtheil ausgeſprochen. Das furchtbarſte der Uebel iſt Ungerechtigkeit, die 
über Bayonnete gebietet. Dies meinem Gegner von heute und zugleich von 
damals zur Antwort. (Bravo!) 
= Abg. v. Blandenburg: Ich werde dann auf die Rechts⸗ und Macht⸗ 
NAT: Theorie des Vorredners eingehen, wenn er mir erſt geſagt haben wird, was 
5 feine Meinung ift, ob die Vertreibung der Fürften in Italjen eine Machl⸗ 
oder eine Rechtsfrage war? 
8 Abg. Dr. Jacoby Beides! (Große Heiterkeit.) 
8525 Bräfident Brabow verlieſt einen foeben vom Abg. Dr. Freſe eingebrach⸗ 
5 ten Antrag: „Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: Das Staats⸗ 
2 haushaltsgeſetz für 1865 an die Budget Commiſſion mit dem Auftrage zu⸗ 
5 rüdzuverweiſen, daß die durch Herabſetzung der Einnahme⸗Poſitionen vem 
8 Ertrage der Gebäudeſteuer, der Gewerbeſteuer, der Klaſſenſteuer und der klaſ⸗ 
a ſiſizirten Einkommenſteuer den Etat in Ausgabe und Einnahme gleichmäßig 
dier herſtelle.“ 
7 . Dieſer Antrag kann nicht mehr 
5 Schluß der Discuſſion eingebracht u 2 
E Abg. Dr. A e bedauert, daß ihm, wie der Minorität, durch Schluß der 
Debatte in dieſer wichtigſten Frage das Wort abgeſchnitten ſei und will den 
Antrag als nicht vorhanden betrachten, ſich vielmehr damit begnügen, daß ei 
in den ſtenographiſchen Bericht übergeht. f 
Das Haus ſchreitet zur Abſtimmung. Der $ 1 des Ctats⸗Entwurfs 
der Regierung wird mit großer Majorität verworfen. Der $ 1 des Com⸗ 
miſſionsantrages (der durch das Haus feſtgeſtellte Etat) wird in nament⸗ 
licher Abſtimmung mit 212 gegen 50 Stimmen angenommen. Mit 


Es folgen einige per⸗ 


11 Abſtimmung kommen, weil er nach 


1602 


Nein haben Ra v. Niebelihüb, v. d. Oſten, Graf Pfeil, Pruß, Rein 
hardt, Graf Renard, Frhr. v. Richthofen, Runge, v. Saucken (Gerdauen), 


v. Saucken (Tarputſchen), v. Selchow, Graf v. Francken⸗Sierſtorpff, Graf 
Strachwitz, Wagener (Neuſtettin), bv. Waldow⸗Reitzenſtein, Dr. Wantrup, 
Graf Wartensleben, Weltzel, v. Weiher, Wöͤbke, v. Aulock, v. Blandenburg, 
v. Buſſe (Neuſtettin), v. Buſſe (Namslau), v. Elsner, Engelbrecht, v. Ernſt⸗ 
hauſen, Graf zu Eulenburg, Ebhardt, Foitzick, Frentzel, Frommer, v. Goßler, 
Groote, Häbler, Hagen, v. d. Heydt, Hoppe, Hoverbed, Hübner, Dr. Jacoby, 
Jänſch, Kerſt, Krieger (Goldap), v. d. Leeden, Löwe (Bochum), Lasker, 
v. Mitſchke⸗Collande, Müller (Arnswalde), Schnapka. 

Der § 2 des Commiſſions⸗Antrages lautet: „Das Haus möge dem an⸗ 
liegenden Geſetzentwurf die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung ertheilen. 

Abg. v. Hovetbeck: Der $ 2 beauftragt den Finanzminiſter mit der 
Ausführung dieſes Etat⸗Geſetzes. Nun, m. H., einen Elat mit einer Ueber⸗ 
ſchußſumme von 7% Millionen einem Miniſterium in die Hand zu geben, 


welches den Staatsſchatz ohne ene der Landesvertretung angegriffen | 4 


bat, welches durch feierliche Erklärungen jomabl die Rechte dieſes Hauſes, 
wie ſelbſt des Herrenhauſes in Feſtſetzung des Etats annullirt hat, das möge 
derjenige verantworten, der ſich dazu emporſchwingen kann. Mir ſcheint, 
meine Pflicht den Wählern und dem Lande gegenüber verbietet es mir, 
einem Miniſterium die Dispoſition über ſo ungeheure Summen in die Hand 
zu geben, von dem ich von vornherein überzeugt bin, daß es den bewilligten 
Etat weder in der Form, noch zu dem Zwecke verwenden wird, zu dem wir 
ihn bewilligt haben. (Bravo links.) : 

Bei der Abſtimmung wird zunächſt § 2 und darauf das ganze Geſetz 
nach dem Commiſſions⸗Antrage mit derſelben Mojorität ange: 
nommen. 

Das Haus geht zum dritten Gegenſtand der Tagesordnung, zu dem 
Rönne'ſchen Antrag, das Priſen⸗ Reglement betreffend, über. Die 
Commiſſion beantragt, den Erlaß vom 20. Juni 1864, betreffend die Geneh⸗ 
migung eines Priſen⸗Reglements, ſowie der Beſtimmungen in Priſenſachen 
wegen ermangelnder Zuſtimmung der Häufer des Landtags für rechts un⸗ 
giltig zu erklären. Ein Amendement des ubg. v. d. Heydt beantragt nach⸗ 
trägliche Genehmigung des Erlaſſes. Referent iſt Abg. John⸗Labiau. 

Der Juſtizminiſter Graf zur Lippe vertritt die Anſicht, daß die Krone 
zu jenem Erlaß befugt war auf Grund des Art. 48 der Verfaſſung, der ihr 
das Recht giebt, Krieg zu führen und alle dazu ihr dienlich ſcheinenden Ver⸗ 
ordnungen zu erlaſſen. i 

Abg. Gneiſt weiſt nach, daß alle Seemächte es für politiſch gehalten 
baben, dieſe Frage nicht auf dem Wege der Geſetzgebung feſtzuſte nen und fie 
als eine völkerrechtliche behandeln. Sie gehört in das Gebiet der königlichen 
Anordnungen und Proclamationen. Andernfalls wären wir beim Ausbruche 
eines Seekrieges in der Kriegsführung gelähmt. Ich halte es nicht für rath⸗ 
ſam in dieſem Augenblick, wo wir mitten im Verf.⸗Conflict ſtehen, einen Be⸗ 
ſchluß zu faſſen, der in dieſer prinzipiellen Frage wirklich gegen die Rechte 
der Krone verſtößt, der völlig unpraktiſch iſt und deſſen Annahme keine wei⸗ 
tere Folge hätte. Das Amend. v. d. Heydt enthält alle Fehler beiſammen, 
die überhaupt in dieſer Frage irgend begangen werden können. Redner er⸗ 
klärt ſich gegen den Commiſſions⸗Antrag. Abg. Lasker für den C⸗Antrag, 
weil der Erlaß Privatrechte preuß. Unterthanen afficirt und Beſtimmungen 
des allgem. Landrechts aufhebt und verändert. — Reg.⸗Commiſſar Pape 
wiederholt ſeine in der Commiſſion abgegebenen Erklärungen. 

Abg. v. d. Heydt zieht feinen Antrag zurück. — Abg. Tweſten: 
Handelte es ſich hier nur um eine kriegsrechtliche Anordnung, um eine durch 
die Kriegsführung gebotene Maßregel, ſo bedürfe es unſerer agel, 
nicht. Ich erinnere aber an die factiſche Einſetzung von Priſengerichten, 
welche mit der Benennung „Priſenrath“ nicht umgangen werden können. Es 
iſt dies eine Benennung, die kein Staat und kein Staatsrechtsbuch kennt. 
Ein Strafrechtsaet gegen preußiſche Unterthanen kann nur durch Geſetz und 
nicht durch Verordnung eingeführt werden. Dies allein rechtfertigt den Com⸗ 
miſſions⸗Antrag, deſſen Annahme ich empfehle. — Der Schluß der Debatte 
wird angenommen. 

Abg. John⸗Labiau als Referent rechtfertigt die Anſichten der Commiſ⸗ 
ſion, namentlich gegen die von Gneiſt dagegen erhobenen Bedenken und ge⸗ 
gen die ſtaatsrechklichen Deductionen des Reg.⸗Commiſſars. Schließlich 
empfiehlt er die Annahme des Commiſſions⸗Antrages. 5 

Bei der Abſtimmung wird der Commiſſions⸗Antrag nach Zählung mit 
94 gegen 105 Stimmen abgelehnt. — Bei dem darauf erfolgten Namens⸗ 
auftuf wird dann dieſer Antrag mit 103 gegen 100 Stimmen angenommen 
Schluß der Sitzung 4% Uhr. 

Während der Feſtſteuung des letzten Abſtimmungsreſultats bemerkt Prä⸗ 
ſident Grabow: 78 Petitionen von den een als zur Plenar⸗ 


debatte ungeeignet bezeichnet, habe ich nachträglich auf die Tagesordnung 


geſetzt, um einen Beſchluß des Hauſes zu extrahiren. Ich möchte, daß auch 
in Zukunft ſo verfahren würde, damit den zablreichen Reclamationen vorge⸗ 
beugt würde, welche ich in dieſem Jahre erhalten habe. Nimmt alſo Nie: 
mand von Ihnen eine dieſer Petitionen auf, ſo werden ſich die Petenten bei 
dem Beſchluß der Commiſſion zu beſcheiden haben. 

Demnächſt theilt der Präſident die Reſultate der heutigen Sitzung des 
Herrenhauſes mit. Bei dem Beſchluß des Herrenhauſes, die Koſten für die 
Grundſteuer⸗Regulirung durch eine Staatsanleihe aufzubringen, erhebt ſich 
eine lebhafte und andauernde Heiterkeit. 5 

Nächſte Sitzung: Dinſtag 9 Uhr; Tagesordnung: Bericht über die Ver⸗ 
waltung des Staatsſchatzes, Kriegskoſten⸗Vorlage und die heute unerledigt 
gebliebene Eiſenbahn⸗Angelegenheit. — Wenn bis 2 Uhr die Tagesordnung 
nicht erledigt iſt, ſo findet die Fortſetzung um 6 Uhr Abends ſtatt. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Newyork, a. Juni. Eine zahlreiche Expedition iſt nach 
Texas gegangen. Die Paßvorſchriften find aufgehoben, Davis 
iſt nach Waſhington transportirt, Sherman in Newyork au: 
gelangt und warnt in einem Abſchiedsbefehle die Soldaten vor 
abenteuerlichen Expeditionen, und fordert fie auf, zu ihren 
friedlichen Beſchäftigungen zurückzukehren. — Wechſel 130, 
Gold 36%, Bonds 103%, Baumwolle 45. (Wolff's T. B.) 
Berlin, 13. Juni. Zuſatz⸗Antrag zu dem Antrage der Budget⸗ 
Commiſſion, betreffend die Vorlage über die Kriegskoſten. Michaelis 
und Genoſſen. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, zu 
erklären: 
das Intereſſe Preußens und Deutſchlands fordert, daß die deſinitive 
Regelung der Verhältniſſe Schleswig⸗Holſteins ſchleunigſt herbeigeführt 
werde, daß jedoch eine ſtaatliche Conſtituirung der Elbherzogthümer 
nur unter ſolchen Maßgaben ſtattfinde, welche eine unlösliche Ver⸗ 
bindung zwiſchen denſelben und Preußen feſiſtellen, die den Schutz 
der Nordgrenzen Deutſchlands und die Entwickelung einer Achtung 
gebietenden Marine unter der dem Verhältniß der beiderſeitigen 
Kräfte entſprechenden Mitwirkung der Elbherzogthümer in Preußens 
Hände legt, und die zu dieſem Zwecke nöͤthigen territorialen, fisan: 
ziellen, maritimen und militäriſchen Vorbedingungen gewaͤhrleiſtet. 
Berlin, den 12. Juni 1865. 
Michaells. Roepell. Krieger (Berlin. Mommfen, Johu 
(Marienwerder). Selten. Prince-Smith. Kleemann. Dr. 
Hammacher. Dr. John (Labiau). Lasker. o. Carnall. 
Harger. Stavenhagen. Borſche. Metzmacher. Mathis. 
Grobe. Willich. Ottow. Frech. Wartze. Bering. Haack 
(Stendal). v. Bockum⸗Dolffs. Sachſe. Harckort II. Leh⸗ 
mann. Winkelmann (Frankenſteinj. v. Beughem. Roesler. 
Raſſow. vo. Bunſen. Schneider (Sagan). Dr. Lette. 
v. Proff⸗Irnich. Wolff (Halberſtadt). Auffermann. Wolff 
(Ceobſchütz.. Machat. Dopfer. Cornely. v. Arnim. 
Halle, 12. Junl. Zu dem erſtenmal hier ſtattfindenden Woll⸗ 
markt find bereits 4000 Ctr. Wolle eingetroffen, und dauert die Zu⸗ 
fuhr fort. N . 
Paris, 12. Juni. Der „France“ zufolge melden aus Breſt 
hier eingetroffene Briefe, daß dort am vergangenen Freitag der Befehl 
angelangt fei zur ſofortigen Ausrüſtung von 5 Linienſchiffen, einer 
Fregatte und 5 Transportſchiffen. Dieſe Schiffe ſollen, wie man wiſ⸗ 
fen will, aus Algier 30,000 Mann Truppen nach Frankreich zurück- 
führen. In Cherbourg wird die „Vigie“ ausgerüſtet für einen noch 
unbekannten Beſtimmungsort. Auch iſt der Befehl nach Cherbourg 
ertheilt worden, die Reparaturarbeiten an drei ferneren Transportſchif⸗ 
fen auf das Thätigſte zu betreiben. N 


Nach der „Patrie“ haben heute Sitzungen des Miniſtereonſeils und 
des Geheimen Raths ſtattgefunden, denen die Kaiſerin beigewohnt bat. 
— Wie man oerſichert, if das gegen die frankfurter „Europe“ er: 
laſſene Verbot wieder aufgehoben worden. 


tralfund, 12. Juni. Es find circa 8000 Ctr. Wolle hierſelbſt anges 
fahren, von denen bereits viel verkauft iſt. Die Preiſe 3 30 3 2 


Thaler niedriger als die vorjährigen. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 12. Juni, Nachm. 3 Uhr. Die Börſe war geſchäftslos, die 
Spekulation entmuthigt. Die Zproz. begann zu 67, 45, fiel bis 67, 35 und 
ſchloß in träger Haltung zur Notiz. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 90% 
gemeldet. Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 67, 40. Ital. 5proz. Rente 66, 70. 
proz. Spanier —. Iproz. Spanier 40. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 
30, —. Credit⸗Mobilier⸗Aktien 762, 50. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 498, 75. 

London, 12. Juni, Nachm. 4 Ubr. In die Bank find heute 100,000 
Pfd. St. eingezahlt worden. Conſols 90%. Ipror. Spanier 40%. Sardi⸗ 
nier 72—75. Mexikaner 24%, sproz. Ruſſen 91%. Neue Ruſſen 90%. 
Silber 60%. Türkiſche Conſols 49%. Hproz. Ver St.⸗Anl. pr. 1882 67%. 

Wien, 12. Jun, Nachmittags 2 Uhr. Unbelebt, flau. — Schluß⸗ 
Courſe: Sproz. Metall. 70, —. 1854er Looſe 86, 25. Bank» Aktien 
798, —. Nordbahn 169, 20. Nat.⸗Anl. 75, —. Credit Aktien 180 40. 
Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 182 40. Galizier 201, 75. London 108, 50, 
Hamburg 80 60. Paris 43 15 Böhm. Weſtbahn 164, 75. Credit⸗Looſe 
25, 25. 1860er Looſe 91,35, Lomb. Eiſenb. 217. Neues Lotterie⸗Anl. —. 

Hamburg, 12. Juni, Nachm. 2% Ubr. Oeſterr Effekten matt, ſonſt 
feſt. Neue Ruſſ Prämien⸗Anleihe 83 7. Wetter veränderlich, ſtürmiſch.— 
Schluß ⸗Coutſe: Nationale Anleihe 69%. Oeſterr. Credit⸗Aktien 836. 
Oeſterr. 1860er Looſe 84½. Vereinsbank 106%, Norddeutſche Bank 116%. 
Rheiniſche 114%. Nordbahn 74%. Finnl. Anl. 84%. proc. Ver. St.⸗Anl. 
pr. 1862 65%. Disconto 2% 2. a 

Hamburg, 12. Juni. [Getreidemarkt.] Weizen loco matter, pr. 
Juni⸗Juli 5400 Pfd. netto 93 Bancothaler bez. u. Br., pr. Sept⸗Okt. 98% 
Br., 98 Gd., ruhig. Roggen loco ruhig, ab auswärts unverändert, pr. Juni« 
Juli 5100 Pfd. brutto 84 Br., 83 Gd., pr. Sept.⸗Ott 70 bez u. Gd., 71 Br., 
eft. Oel pr. Oktbr. 27% — 28, ſtille. Kaffee feſt, aber ruhig. Zink, Inha⸗ 
ber halten feſter, 1000 Ctr. Juli⸗Auguſt 14%, 

Liverpool, 12. Juni Nachm. 1 Ubr. |Baummolle.) 10,000 Ballen 
Umſatz. Markt rubig. Amerikaniſche 17, fair Dhollerab 11%, middling fair 
Dhollerah 10%, middl. Dbollerab 9%, Bengal 6%, China 9, Domra 11%. 

London, 12 Juni Getreidemarkt (Schlußbericht.) Weizen bebaup⸗ 
tet, in fremdem beſchränktes Geſchäft, Frühjahrsgetreide unverändert, Hafer 
ſeſt. — Schönes Wetter. f 

Amſterdam, 12. Juni. Getreidemarkt (Schlußbericht). Weizen 
ſtille. Roggen ſtille, auf Termine 2 Fl. höher, Raps Ditober 75%. 
Rub! Herbſt 41%. 


Berliner Börse vom 12. Juni 1865. 


Eisenbahn-Stamm-Aotien. 
Dividende pro 1863 1861 Et. 


Fonds- und Geid-Oourse. 
b hr, 


Freiw. Btaats-Aul....4ljg 5 | 
Atants-AnlL von 1550 105% ba. a 
dito 1860, 82% 927 bn. \achen-Düsseld.., 3½ % 3% — — — J 
dito 1883 4 98%, be. tachon-Mastrich, — | — ;4 4044 ba. 
dito 188414 103 bz. msterd.-Rottd. | 6 el 125 b.. 
dito 1858/4191102 ba. Berg.-Märkische. 4 116 be, 
dito . 102 b Berlin-Anhalt, — N D 4 104 be. 
dito 1857 4½ 102 „ Berlin-Görlitz. | — | — ja 0 br. 
dito 1888141 102 ba. „ale St-Brior) = r 13 f ba 
ito 1864/4½ 102 bz. erlin-Hamburg 2 7 
Staats-Schuldscheine|ötlg 91, be. Gerl.-Potsd.-Mg. 14 1 4 124% G 
Präm.-Anl. von 1858 3½ 120% B Berlin-Stettin., | 8 ½% | Hl ja 136 ½ B ( „.) 
Berliner Stadt-Obl... 41 10214 nz. 1 a — — > Er 25 
Kur- u. Neumärk. 3½ 88 ½ bz. reslau-Freib. .. 1 142%, be, 
= Pommersche. . 48 U. bz Uöln-Minden. .... ul, 1611/59 19/232 di. | 
5 \posensche..... 4 W ogel- Oderberg. 1½ 4 hz 
ET Bl — — dito 8t.-Prior.! — — 14% 0% B. 
) dito neus. . 4 05% bz. düto dito 5 — 5 MB, 
A. ( Schlesische.......'324 91% bz. Jaliz.Ludwigeb. 6 — 6 |96% etw. bs. 
Kur- v. Neumärk. 4 00% bz. udwigsk.-Bexb. 3 “ ja 1506. 
£\ Pommersche.....|4 197%, ba. üagd.-Halberst. 2 25 * 3 br. 
1 rosen 4 106% B Aagdb.-Leipzig. (17 1 4 278 8 
Preuss ische 4 7. be. einz-Ludwigsb]| 7 17 4 {12044 G. 
8 )Westph. u. Rhein.|4 8. Mecklenburger. J 2%} 3% ia 35 ba. u. 6 
Sächsische 4 joe B. eisss-Briegor. | 4 4 4 80 
3 Schlesische.......4 198% . 2 K. 5 | he 1 ig 
Louisd'or 1114 G Ost. EK. 43% be. grab. F 1.Zweb| 2, | Alla It % br 
5 Tordb,Fr.-Wilh.] 3/1 4 Mal etw. 
@oldkronen?. - Oberrchles. A. Jig 110 I 5 er 
Ausländisohe Fonds 22 B. . 0% 10 0% 188% b.. 
to C. . 0% 10 32.1724 be \ 
Oesterr. Metalliques)5 66 B. ätr.-Fr. ft. E. 8 18 5 is a % * | 
dito  Nat-Anl.... 5 [704% be ers 
dito Lott A v 60 0 88 Osst. südl. St.- B.] 8 8 5 128 da. 
2115 A 64 + B Oppeln-Taru . 4% | 34% 4 ba 
a eee ER Wr 2 n 1 610 10 un I 
1. an is to Stamm- Pr. ie 
dito - Kisgnb.-L.. 1 |:0 B. Rhein-Nahebahn) — | 4 20 ba 
ee . Ä 75 chr Crtk,didb. s % 42 l 5 
me 5 Ben 14 b „ |Stargard-Posen.. 92 a , be. 
dito Poln. Sch Odi 4 1 er Ah. cl. Ware. W b u nah, @ 8 
Boln-Pfandbr Em. 0 . u-Wien| - I ſe 60% be. v. G. 
poln. Obl. 4 500 Fi 4 90% etw. hr, | ——— — — — 
dito #200 6.5 16 B Bank- uad Indaniris-Paplere | 
Kurhese. 40 bc . ‚SA, et+. be. den ri 
aden. 35 Fl. Loose. i— — — Berl. Kassen-V. | 6 7 4 031 6 
Amerikan. A 12,3% '2.u.B gane . — Ale 1 a . 
aden eke ene e ade | 118 B 
Danszi; ank. 
Eisonbahn-Prioritäts-hetion. Cara lb, f 7 
Vert. Markſeche 4/0 ½ B. Gerner Bauk . 7 8 4 
dite II. 44% ji 72 — In 7 4 
dito IV. A — — Lannovereche B. 5 4 
vito n s br. lamb. Nordd. E. 625 + 4 
cl hoden. . 8 401 ½ ©. „. Vereins. B. ga, 115 4 
on a 108 e + 3 6 I 
dito m. Luxemburger B. * 1 
dito ud war bz. uagdeburger 1 41 50/10 | 
A z 189% bz Posener Hank. . 5 7 1 
dito IV. Mi be Prouss. Bank.-A. 78% 10 %%% 
0n.-Oderb. (WIlh.) J U ( Thüringer Bank.] 4 * 4 1 
ito III. Em. . 4% % K. Weimer 3% W 4 
dalis. Lud wigeb. 48 800 be. Bu . 
Mioderschi.-Märk. , 4 06% ©. 8 Rt 
— 4 404 5 Scherz Sed K 7 8 
“ 2 
dito . % 706 n 
Wodersohl. Zwaigb.| | Disc-Com-Ant ie | je 
„bite G. . . . % 102% E Senfor Credb. A 1 2 
berschlea, A. 44 — — Leipnige 4 4 
1 Keininger 1. 17% 
— — * MoldauerLäa.-B,] 314 2 
% . % . Seht. Hank Ver..] # 6% 
dito  F........Malıoık, 6 8 re 
veat,-Frens..... 3 256 ½ bz. u. G. 
Vest. südl, St.-B. 4 248 ba. MInOrVA.. u um — — ‘6% J. p. br. u G. 
hein. v. Bt. gar. 441101 8. br. v. Elsenbbid.] 8 E tel B 
Sheil-Nahe-R. gar. 160% E Schles, Fener v., — 8 —— — 


# Breslau, 13. Juni. Wind: Welt. Weiter: ſckön. Thermometer 
Früb 7 Grad Wärme, Bei faſt unveränderten Preiſen, berlief der Geſchäſts⸗ 
verkehr am heutigen Markte in ruhiger Stimmung. 

Weizen unverändert, pr. 84 Pfund weiße bruchfreie Waare 62 tig 
68 Sg., wenig erbrochene 54 — 60 Sgr., erwachſene 50 — 52 Sgr., gelbe 
beuchfreie Waare 54 60, Sgr. wenig erbrochene 50 —56 Sar., erwachſene 46 
—49 Sgr., feinſte Sorte über Notiz bezablt. — Roggen feſter, pr. 54 Pfd. 
45—46 Sgr., feinſte Sorte 47 Sgr. und darüber bezahlt. — Gerſte matt, pr. 
74 Pfd. weiße 37 — 28 Sgr. belle 32—34 Sgr., gelde 30— 1 Sgr. — Has 
fer etwas ſeſter, pr 50 Pfun 27 9 30 Sar. Grbſen fehlen. — 
Wicken angeboten, 59 —60—62 Sgr. — Oeiſagten ohne Umſatz. — 
Lupinen wenig zugeführt. — Schleſiſche Bod nen obne Umſaß. — 
Schlaglels ſchwacher Umſaz. — Rapskuchen ſehr gefragt, 58 —60 Sgr. 


© 
—— ——— a nn — 


pr. int. 
Sgr. yr. Sof. Sgr. vr. Sch. 

Weißer Weizen alter 60-65-74 Erbſe⸗ 60—65—70 

5 neuer 5964 Wicken 58—60—861 
Gelber Wehen, alter 60 64 09 Fupinen 456575 

75 „ neue 55 60 Bohnen 270 80 92 
Erwachſener Weizen 46 49 53 Sgr. pr. Sack a 150 Pfd. Brutto. 
Roggen 45 46 47 Schlag⸗Leinſaat 160 -- 180—190 
Gerſte 31. 38-28 Winter⸗Raps — 
F 26 29 31 Winter⸗Rübſen — 

Kleeſaat ohne bemerkenswerthen Umſatz. 


Kartoffeln pr. Sack a 150 Bi. 2 on Sgr., Metze 11% Sgr. 


or de e. 
Rohes Rübbl pr. Ctr. loco 13 ½ Thlr., Juni 13% Thlr., pr. Herb 
Juni 13% Thlr., Herbſt 14 Thlr. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, S 


tein. 
Diud von (roh, Barth und Coup. (M, Fri rch) in Breslau. 


